
Bundeshaushalt  2025:  Lindner
kürzt – Jugend am Limit
Von Yorick F., Juli 2024

Die  Ampelregierung  hat  den  Entwurf  für  den  Bundeshaushalt  2025
bekanntgegeben.  Was  erstmal  langweilig  klingt,  ist  für  große  Teile  der
Arbeiter:innenklasse  und insbesondere  der  Jugend potentiell  in  mehrerer
Hinsicht existenzbedrohend. Nach der 2022 in Reaktion auf die Eskalation im
Ukraine-Krieg  von  Bundeskanzler  Olaf  Scholz  ausgesprochenen
„Zeitenwende“, gefolgt von 100 Milliarden Bundeswehrsondervermögen und
einer anhaltenden Militarisierung in der BRD, spricht nun Finanzminister
und  FDP-Vorsitzender  Christian  Lindner  von  einem  „Einstieg  in  eine
Wirtschaftswende“.  Konkret  bedeutet  das  eine  weitere  Neoliberalisierung
und somit Angriffe auf uns als Jugend und Arbeiter:innenklasse sowie eine
Umverteilung von unten nach oben.

Doch was heißt das?
Nach langer Debatte hat das Kabinett der Ampelregierung ihren vorläufigen
Haushaltsplan für  das Jahr 2025 verabschiedet.  Erst  vorläufig,  da dieser
aufgrund  eines  Verschuldungstricks  (man  möchte  durch  Zahlungen  im
Schienen-  und  Straßenverkehr  nur  in  Darlehen  zahlen  und  somit  die
„Schuldenbremse“ einhalten) noch juristisch geprüft werden muss. Das, was
die selbsternannte „Fortschrittskoalition“ da beschlossen hat, trägt deutlich
den  Stempel  der  FDP,  wird  aber  ohne  Wenn  und  Aber  von  den
Koalitionsparteien mitgetragen. Der Entwurf wird v. a. von Christian Lindner
als Fortschritt verkauft, ist jedoch vor allem eine de facto Steuersenkung für
Spitzenverdiener:innen. Das passiert durch eine Neuabstufung und staatliche
Investitionen  in  Innovationen,  also  in  anderen  Worten  Geld  für
Kapitalist:innen, damit diese im Interesse des „Standort Deutschland“ Profite
erwirtschaften können.
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Das  hierfür  notwendige  Geld  soll  u.a.  durch
Einsparungen im Bürgergeld kommen: in Höhe von 4,7
Milliarden.
Hierbei  können  Lindner  und  Co.  aber  nicht  einfach  den  Mindestbeitrag
kürzen.  Denn  schon  2019  hat  das  Bundesverfassungsgericht  eine  solche
Maßnahme  als  verfassungswidrig  erklärt,  da  diese  damit  unter  dem
Existenzminimum liegen würde.  Somit  greift  die  Regierung zu  stärkeren
Sanktionen und Maßgaben, um die Kürzungen zu verwirklichen. Etwa bei der
Annahme von vom Arbeitsamt angebotenen Jobs. Hier soll ein Arbeitsweg
von bis zu 3 Stunden als zumutbar erklärt werden. Das würde 3 Stunden
Fahrzeit  für  8  Stunden (zumeist  nicht  wirklich  existenzsichernde)  Arbeit
bedeuten. Bei den verbliebenen Stunden eines Tages dann neben Haushalt
und  ausreichend  Schlaf  noch  irgendwelche  Freizeit  in  den  Alltag  zu
integrieren, scheint schwer möglich. Bei Nichtannahme solcher Jobs würde
eine Kürzung bis Streichung des Bürgergeldes drohen. Auch das Verpassen
oder  Zuspätkommen  von  Amtsterminen  im  Zusammenhang  mit  dem
Bürgergeld  soll  schärfer  bestraft  werden.  Für  einen  versäumten  Termin
sollen 30 % der  Leistungen gestrichen werden können,  und das  für  die
nächsten 3 Monate.

Diese  Maßnahmen  werden  die  immerhin  15–20  %  der  Jugendlichen
Bürgergeldempfänger:innen  besonders  hart  treffen.  Nicht  nur  ist  das
Pendeln von langen Strecken ohne eigenes Auto und in einem unzureichend
ausgebauten  Regionalverkehrsnetzwerk  schwer,  es  wird  für  Jugendliche
damit auch immer härter,  selbstständig aus potentiell  unterdrückerischen
Familienverhältnissen zu fliehen. Dies ist ohnehin u. a. meist eine finanzielle
Frage. Durch steigende Mieten im Zusammenhang mit einer erschwerten
Antragstellung  und  geringerer  Auszahlung  des  Wohngeldes  wird  ein
selbstständiger  Auszug  für  viele  Jugendliche  zu  einem  Ding  der
Unmöglichkeit. Was auch einige Statistiken zeigen: Jugendliche wohnen im
Durchschnitt immer länger bei ihren Eltern (z. B.: Mikrozensus 2022 vom
Statistischen Bundesamt).

Doch nicht nur beim Bürgergeld werden Milliardensummen gespart, auch in
der Bildung kürzt die „Fortschrittskoalition“ kräftig weg. Bei den Schulen



sollen etwa 1,8 Milliarden eingespart werden, obwohl wir uns schon jetzt
lange  in  einer  Bildungskrise  befinden.  Was  u.  a.  auf  eine  chronische
Unterfinanzierung  der  Schulen  seit  Jahrzehnten  zurückzuführen  ist.  Ein
Umstand, der immer wieder zu Protesten führt, wie zuletzt bei „Schule muss
anders“ oder den Lehrer:innenstreiks in Berlin zum TV Gesundheitsschutz
und TV-L. Auch beim Bafög, was für viele Student:innen ohne großartige
familiäre  Unterstützungsmöglichkeiten  die  einzige  Chance  ist,  sich  ein
Studium leisten zu können,  sollen 700 Millionen gestrichen werden.  Das
Ganze passiert u. a. durch eine weitere Verschärfung der Antragsstellung.
Dabei fällt dieses schon spätestens seit der Inflation zu gering aus und viele
Studierende gehen trotz  Bafögbezugs bereits  heute schon einem Minijob
nach, wo sie idR für Mindestlohn buckeln dürfen.

Gleichzeitig wird das Budget dort erhöht, wo die Ampel Jugendliche wohl
lieber haben würde als an den Universitäten: bei der Bundeswehr. Zwar liegt
die  Erhöhung  um  1,2  Milliarden  (auf  53  Milliarden)  unter  dem,  was
Kriegsminister Pistorius im Vorfeld gefordert hatte,  doch decken die 100
Milliarden Sondervermögen aus 2022 aktuell immer noch einen Großteil der
Bundeswehrausgaben, auch wenn diese bereits verplant sind. Dies soll sich
in den nächsten Jahren aber ändern: bis 2028 (also in der Zeit der nächsten
Regierung nach der Ampel) soll sich der Wehretat auf 80 Milliarden (pro
Jahr!!) erhöhen. Hierbei spricht man auch relativ offen von einer potentiellen
Kriegsvorbereitung  aufgrund  der  aktuellen  Weltlage.  Begleitet  wird  das
Ganze von Instagram-Posts, in denen Pistorius, Scholz, Lindner und Co. in
Uniform am Steuer von Kampfjets und Panzern posieren.

Doch warum das?
Dass  die  Bundesregierung  nicht  etwa  5,5  Millionen  Menschen  (plus
eventuelle Kinder etc.) in eine potentiell existenzgefährdende Lage bringen
oder die Schulen kaputtsparen müsste, wenn sie das „fehlende“ Geld einfach
aus den Taschen der Reichen nehmen würde, ist ihr nicht nur egal, es erfüllt
für sie vor allem eine wichtige Funktion. Nicht nur als Sparpolitik, sondern
auch als Mittel zur Durchsetzung dieser.

Für das Funktionieren des Kapitalismus, vor allem in Krisenzeiten, ist es



unabdingbar,  dass  es  den  Ärmsten  bzw.  den  Arbeitslosen  besonders
beschissen  geht.  Auf  der  einen  Seite,  damit  diese  aufgrund  ihrer
Verzweiflung als möglichst billige Arbeitskräfte bereitstehen und gleichzeitig
als sog. Reservearmee Druck auf die Lohnabhängigen mit Job ausüben. Da
durch Angst vor Kündigungen und dem somit möglichen Abrutschen in die
Arbeitslosigkeit  die  Gefahr  von  Streiks  und  Klassenkämpfen  für  die
herrschende  Klasse  gemindert  wird  und  die  Konkurrenz  zwischen  den
einzelnen Arbeiter:innen sich verschärft. Das wird dann nochmal befeuert
durch  den  „Diskurs“  rund  um  Bürgergeldempfänger:innen,  welcher  zur
Spaltung innerhalb der Arbeiter:innenklasse führt und somit eine wichtige
ideologische Funktion erfüllt. Oft ist diese Hetze dann gleich noch gespickt
mit  rassistischen  Zusätzen,  einem  weiteren  spaltenden  Element.  Die
Bürgergeldempfänger:innen dienen hier also als Sündenbock, um die Kritik
an der Ampel zumindest etwas abzufedern. Immerhin, so scheint es für viele,
geht  es  jetzt  mal  den  „Nutznießern“  an  den  Kragen.  Doch  die  echten
Nutznießer in unserem System sind die Kapitalist:innen, die dank Lindner &
Co.  nun  noch  bessere  Bedingungen  für  ihre  Ausbeutungsmaschinerie
vorfinden.

Rechtsruck
Dieser unverhohlene Klassenkampf von oben ist nicht nur ein Ausdruck des
weltweiten Rechtsrucks, sondern wird in Bezug auf die AfD aller Voraussicht
nach  auch  ein  weiterer  Motor  dessen  sein.  Mehr  als  zurecht  sind  viele
Personen  in  der  Arbeiter:innenklasse  unzufrieden  und  wütend  über  ihre
Lage. Der neue Ampel-Haushaltsentwurf liefert einen weiteren Grund dazu.
Insbesondere die Jugend sieht zurecht keine Perspektive für sich und ihre
Zukunft.

Es  fehlt  eine  wahrnehmbare,  echte  linke  Alternative  zur  herrschenden
Politik, die für unzufriedene Jugendliche und Arbeiter:innen als Anlaufstelle
und  Ventil  fungieren  könnte.  Weswegen  wir  im  Hinblick  auf  die
Landtagswahlen  in  u.  a.  Sachsen  wahrscheinlich  das  Resultat  dessen,
nämlich eine Machtverschiebung unter den bürgerlichen Parteien zugunsten
der AfD, erleben werden.



Dagegen!
Das einzig dagegen wirklich wirkungsvolle Mittel ist in Bezug auf die Jugend
eine linke revolutionäre Jugendbewegung, die für eine echte Alternative zur
Ampel-Sparpolitik kämpft!

Dafür  brauchen wir  als  Jugend vor  allem die  politische Aktivität  an den
Orten, an denen wir uns tagtäglich bewegen und zwangsläufig mit anderen
Jugendlichen in Berührung kommen: unseren Unis, Ausbildungsplätzen und
vor allem unseren Schulen. Hier erleben wir auch direkt die Auswüchse des
Rechtsrucks  durch  rassistische,  queerfeindliche  und  sexistische
Diskriminierung  und  Unterdrückung.  Aber  auch  die  Auswirkungen  der
Ampelpolitik  in  Form von schlecht  ausgebautem ÖPNV, unterfinanzierten
Schulen,  überarbeiteten  Lehrkräften  und  statistisch  etwa  4,44
Mitschüler:innen pro Klasse (bei einer Klassengröße von 30), die unter der
Armutsgrenze leben.

Hier gilt es einzugreifen! Wir müssen aktiv werden gegen Abschiebungen,
Rechtsruck,  Ampelpolitik  und  Kapitalismus.  Dafür  müssen  wir  uns  in
Schulgruppen  zusammenfinden,  um  gegen  die  Probleme  vor  Ort
anzukämpfen und Kampforgane für Streiks zu schaffen. Diese müssen wir
nutzen, um eine kräftige Streikbewegung auf die Beine zu stellen, um ihren
Kürzungen,  Kriegsgelüsten  und  ihrer  Profitgier  nicht  nur  etwas
entgegenzusetzen, sondern letztendlich den Schritt zu gehen, ihre Ordnung
zu überwinden, den Kapitalismus zu stürzen!

Wir  fordern  deshalb  al le  l inken  Jugendorganisat ionen  und
Gewerkschaftsjugenden auf, sich dem Aufbau einer solchen Jugendbewegung
anzuschließen und ihre volle Mitgliedschaft zu aktivieren, um an den Orten,
wo  sie  sich  tagtäglich  aufhalten,  zu  mobilisieren!  Mit  unserer  geballten
Kampfkraft können wir uns gegen ihre Angriffe wehren!

Eine solche Jugendbewegung kann jedoch nur ein erster Schritt sein. Klar ist,
wenn wir  wirklich  für  eine  bessere  Zukunft  einstehen wollen,  muss  das
System  überwunden  werden,  das  uns  heute  noch  ausbeutet  und
diskriminiert: der Kapitalismus. Diesem setzen wir den Sozialismus entgegen.



Um diesen erkämpfen zu können, braucht es aber auch Kampforganisationen
der Jugend und Arbeiter:innenklasse,  also eine neue Jugendinternationale
und eine neue kommunistische Partei (organisiert in einer Internationalen)
und auch ein entsprechendes revolutionäres Programm.

Wir fordern:

Hunderte  Milliarden  für  unsere  Schulen,  Jugendclubs  und
Krankenhäuser statt Aufrüstung -Finanziert durch die Besteuerung
der Reichen!
AfD  zerschlagen  statt  verbieten:  Für  eine  Einheitsfront  aus
Schulstreiks,  Massenaktionen  und  politischen  Streiks  gegen  AfD,
Abschiebungen und Sparpakete statt Brandmauern mit der CDU!
Für  die  ökonomische  Unabhängigkeit  von  Schüler:innen,
Studierenden  und  Jugendlichen  in  Ausbildung!  Für  ein
Mindesteinkommen, angepasst an die Lebenssituation im jeweiligen
Land durch die Besteuerung von Reichtum und Kapital.
Kampf für höheren Mindestlohn für alle Arbeitenden in Anpassung an
die Inflation, kontrolliert von Arbeiter_Innenausschüssen! Schluss mit
unbezahlten Praktika und sozialen Pflichtjahren!
Unkomplizierter und kostenfreier Zugang zu Wohnräumen. Niemand
darf dazu gezwungen sein, bei der eigenen Familie zu leben oder
wohnungslos zu sein!
Massiver  Ausbau  des  Schienennetzes  und  Rückbau  des
Straßennetzes! Kostenloser ÖPNV für alle!

Jugend – Krise – Arbeitslosigkeit
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Aufs  B i ld  k l i cken  und  F lyer
herunterladen!

Seit  Beginn der Finanzkrise haben tausende Jugendliche in ganz Europa
ihren Arbeitsplatz verloren, andere wiederum finden erst gar keinen Job oder
sind  gezwungen  als  unbezahlte  Praktikant_innen,  unterbezahlte
Aushilfskräfte,  überausgebeutete  Auszubildende  oder  prekäre
Leiharbeiter_innen zu schuften. Kapitalist_innen und ihre Politiker_innen und
Medien wollen uns weiß machen, dass wir an unserer Situation selbst Schuld
seien. Oder sie behaupten, dass Migrant_innen Arbeitsplätze „wegnehmen“
würden. Dabei sind es die „Unternehmer“, die Tausende entlassen und für
uns Jugendliche keine Ausbildungsplätze schaffen.

Zwar liegt die Quote von arbeitslosen Jugendlichen bei uns „nur“ bei 7,9 %
und somit deutlich unter dem europäischen Durchschnitt (22%), allerdings
gelten in Deutschland viele, vor allem gerade Jugendliche, trotz Arbeitsplatz
als  arm.  Dies  liegt  hauptsächlich  an  den  seit  Jahren  wirkenden
„Strukturreformen“ des Arbeitsmarktes. So sind laut einer Studie von ver.di
mittlerweile 22% der unter 25-jährigen über Leiharbeitsverträge beschäftigt,
der  DGB  geht  sogar  davon  aus,  dass  bei  den  unter  30-jährigen  30%
„prekären Beschäftigungsverhältnissen“ nachgehen. So sieht der sogenannte
„Aufschwung“ in  Deutschland aus,  den sie  uns seit  Jahren versuchen zu
erklären. Profitieren tun – wie eigentlich immer – nur die Kapitalist_Innen.

Die  zunehmenden  Kürzungen  und  Privatisierungen  im  Jugendbereich
brachten uns auf die Straßen, um für eine gut finanzierte Bildung, gegen
Studiengebühren, die Schließungen von Jugendclubs und Entlassungen zu
kämpfen – die Antwort der etablierten Politiker aller Parteien war die Kassen
seien zu leer, es gebe kein Geld für unsere Forderungen. Doch auf einmal
waren über Nacht die Milliarden, die wir Jahrelang gefordert hatten, für die
Bosse  und  großen  Aktionäre  der  Banken  und  Konzerne  wie  „durch  ein
Wunder“ da. Für uns – einfache Jugendliche, Arbeitslose, Rentner_innen und
Arbeiter_innen  –  gab  es  keinen  Cent.  Für  die  Kapitalist_innen  gab  es
Rettungspakete, für uns gibt es Sparpakete, Entlassungen und Niedriglöhne!
Gerade für uns Jugendliche hat dieses System nichts zu bieten, stattdessen
wollen sie uns für dumm verkaufen!



Zum Beispiel beim Thema Zeitarbeit

Moderne Märchen gehen in etwa so: Eine Zeitarbeitsfirma vermittelt eine
Zeitarbeiterin/ einen Zeitarbeiter an irgendeinen Betrieb, bei dem diese/r
ihr/sein Können zeigen „darf“. Schließlich wird nach einiger Zeit dort eine
Stelle  zufällig  frei.  Die  Zeitarbeiterin  /  der  Zeitarbeiter  wird  dann  vom
Betrieb  mit  der  „größten  Freude“  übernommen  und  arbeitet  dann  dort
glücklich bis zum Erreichen des Rentenalters. Aber die Wahrheit sieht anders
aus! Glaubt man den offiziellen Zahlen des Bundesarbeitgeberverbands der
„Personaldienstleister“  klappt  das  bei  maximal  20  –  30  %  der
Zeitarbeiter_innen.  Das  diese  Zahlen  stark  schön  gerechnet  wurden  ist
anzunehmen.  In  Wirklichkeit  verhindert  gerade  Zeitarbeit  eine
Festanstellung, drückt die Löhne und schafft Beschäftigte zweiter Klasse.
Dabei  verdienen  diese  20  –  25  %  weniger  als  Ihre  festangestellten
Kolleg_innen.  Damit  muss  endlich  Schluss  sein!

Was es bedeutet, als Zeitarbeiter_in oder Minijobber_in arbeiten zu müssen,
wissen viele: Beschissener Lohn, wenig bis gar keine Rechte gegenüber dem
„Arbeitgeber“,  dauernde  Abrufbereitschaft  und  Entlassung  nach
durchschnittlich 2 Monaten! Und wer sich dann weigert beim Arbeitsamt
solche Drecksjobs anzunehmen, bei denen man dann erst mal ein paar Tage
„Probearbeiten“  muss  ohne  einen  Cent  zu  kriegen,  bekommt  seine
Leistungen gestrichen und steht dann komplett ohne Kohle da. Und als ob
das nicht schon schlimm genug ist wird man in Schmierblättern wie z.B. der
„Bild – Zeitung“ als faul oder noch übler täglich beleidigt.

Wenn du also jetzt ins Arbeitsamt reingehst wird wahrscheinlich gleich am
Anfang  versucht  dich  in  solch  einen  Job  zu  vermitteln.  DAS  MUSS
ENDLICH AUFHÖHREN!!!

Deshalb kämpfe mit uns für diese Forderungen:

Für eine unbefristete Übernahme aller Zeitarbeiter_Innen! Für das
Verbot der Zeitarbeit!

Gleiche Bezahlung für gleiche Arbeit – Schluss mit schlecht bezahlten
Aushilfsjobs, Ausbildungsplätzen und unbezahlten Praktika! Gleiche



Bezahlung und die Überwachung der Löhne durch Kommitees der
Arbeiter_Innenklasse!

Für einen Mindestlohn von 11 Euro Netto für alle, bezahlt durch die
Besteuerung der Reichen!

Für  Arbeitszeitverkürzungen  ohne  Lohnverluste,  um  Jobs  für  die
Jugend zu schaffen!

Komm zu unserem Treffen:

Mittwoch 10.  April  und 24.  April  2013,  jeweils  um 18.30 Uhr im
Jugendhaus West, Bebelstraße 26, Stuttgart

Jugend  im  Aufbruch  –
Generalstreik Europaweit

Jugendliche  Militante  in  Italien  in
der  ersten  Reihe  des  Widerstands
b e i  d e n  e u r o p a w e i t e n
Streikaktionen am 14.11. gegen die
Spardiktate  der  Monit-Regierung
und  der  Auswi rkungen  der
kapitalistischen  Krise.

Jugend im Aufbruch? Für viele Jugendliche in Europa müsste es doch eher
heißen: „Jugend am Rand der Verzweiflung“. Denn die Jugendarbeitslosigkeit
in Ländern wie Spanien oder Griechenland liegt schon längst über 50%. Die
Krise des Kapitalismus trifft uns Jugendlichen am härtesten. Wir verlieren als
erste unseren Job,  wenn wir  einen finden,  ist  er  schlechter bezahlt.  Wir
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haben weniger Rechte, ob in der Bildung oder am Arbeitsplatz und werden
permanent  von der  Hetze der  Medien für  den „Verfall  der  Gesellschaft“
verantwortlich gemacht. Dabei ist es der Kapitalismus und seine Krise, die
diesen Zerfall bewirken. Warum also Aufbruch?

Gesellschaftliche  Krisen  bergen  auch  einen  gewaltigen  Sprengstoff  für
Veränderungen in  sich.  Wir  Jugendlichen  sind  dieser  Sprengstoff.  Ob  in
Athen, Madrid, London oder Berlin – Wir sind die ersten, die sich über die
Ungerechtigkeit  dieses  Systems empören.  Wir  haben wenig zu verlieren,
aber alles zu gewinnen.

Auch die Illusion, dass dieses System „verbesserbar“ ist, haben viele von uns
nicht. Wir wissen, dass der Zerfall des Kapitalismus nicht aufzuhalten ist,
sondern dass er gestürzt und durch eine befreite Gesellschaft ersetzt werden
muss. Wir haben uns nicht wie die ältere Generation mit einigen „Privilegien“
abgefunden. Wie auch? Doch es fehlt uns an Organisation. Wir stehen zwar
immer in den ersten Reihen des Widerstandes, sind jedoch auch immer die
ersten, die von den reformistischen und sozialdemokratischen Führungen der
Proteste verraten und verleumdet werden.

Wir brauchen unsere eigene unabhängige Jugendorganisation! Doch diese
Organisation muss Hand in Hand mit der gesamten Bewegung gegen die
Angriffe der Kapitalist_innen stehen. Zwar lehnen wir die reformistischen
Führungen  der  jetzigen  Bewegungen  ab,  doch  wir  fühlen  uns  mit  den
Kämpfen der Arbeiter_innen verbunden.

Die Massenproteste der letzten Monate, der europäische Aktionstag am 14.
November sind ein erster Schritt,  diese Bewegung zu radikalisieren, den
Bruch  mit  der  Politik  der  faulen  Kompromisse  vorzubereiten  –  für  ein
revolutionäres  Programm.  Der  nächste  Schritt  muss  ein  europaweiter,
unbefristeter Generalstreik sein. Besonders wir Jugendlichen in Deutschland
haben  eine  große  Verantwortung,  Solidarität  und  Widerstand  mit  den
Jugendlichen  in  Südeuropa  zu  organisieren:  Denn  „unsere“  Regierung
Merkel ist die Triebkraft für die historischen Angriffe in Südeuropa und die
Beispiellose  Verarmungspolitik.  Nur  wenn  wir  uns  mit  den  kämpfenden
Jugendlichen in Südeuropa verbinden, kann Europa eine Zukunft haben:



Ein  Europa,  das  nicht  den  Kapitalist_innen  gehört,  sondern  uns.  Die
vereinigten  sozialistischen  Staaten  von  Europa!

Doch dafür brauchen wir eine Organisation, die uns gehört. Bau mit uns
REVOLUTION  auf,  organisiere  den  Widerstand,  werde  mit  uns  aktiv  in
Aktionskomitees gegen die Krise!

Keine  weiteren  Sparpakete,  Rücknahme  aller  Kürzungen  und
Entlassungen! Solidarität und Widerstand europaweit organisieren!
Reichtum  besteuern  –  Bildung  finanzieren,  Arbeits–  und
Ausbildungsplätze für alle, bei einem Mindestlohn von 12 Euro für
Jung und Alt! Nein zu unbezahlten Praktika, Leih- und Kurzarbeit!
Banken  enteignen  und  unter  Arbeiterkontrolle!  Wenn  die
kapitalistischen Regierungen die Krise auf uns abladen, müssen wir
sie stürzen!

Organisationsaufruf, REVOLUTION-Deutschland

In Stuttgart und Berlin organisieren wir zu diesen Themen Veranstaltungen.
Dort wollen wir die Streiks und Demonstrationen in den jeweiligen Städten,
sowie  europaweit  diskutieren.  Darüber  hinaus  wollen  wir  uns  der  Frage
widmen, was jetzt kommen muss, um die Angriffe der Kapitalist_innen und
ihrer Regierungen aufzuhalten – Wie wir Jugendlichen uns für eine befreite
Gesellschaft organisieren können.

19.11.|  18.00  Uhr|  Berlin|Florastraße  84  im  unabhängigen
Jugendzentrum  Pankow

21.11.|  18.00  Uhr|Stuttgart|Schwabstr./Bebelstraße  im  Jugendhaus
West



Prekarisierung  und
Bildungsabbau  stoppen  –  „Mit
alten  Erfahrungen,  eine  neue
Bewegung aufbauen“
Wir veröffentlichen hier die Resolution „Prekarisierung und Bildungsabbau
stoppen – Mit alten Erfahrungen, eine neue Bewegung aufbauen“, die wir an
diesem  Wochenende  auf  der  bundesweiten  Bildungsstreikkonferenz  in
Hannover einbringen. Denn auch wenn die Bewegung so nicht mehr existiert,
sind  die  Probleme  geblieben  und  mit  ihnen  die  Notwendigkeit  einer
klassenkämpferischen  Jugendbewegung  in  Deutschland.

Was  auf  den  letzten  bundesweiten  Bildungsstreikkonferenzen  bereits
diskutiert  wurde,  hat  sich im vergangenen Jahr  bestätigt.  Die  ehemalige
„Bildungsstreikbewegung“ existiert so nicht mehr. Doch das veranlasst uns
nicht dazu anzunehmen, dass es keine weiteren Angriffe gibt, die Probleme
verschwunden  sind.  Es  gab  zwar  seit  mehr  als  2  Jahren  keine  starke
bundesweite Bewegung, doch fanden regionale Kämpfe statt. Es gibt nach
wie vor das Potential Jugendliche für ihre Interessen in Aktion zu bringen.
Die damalige Bewegung hat eine Schicht von Jugendlichen geschaffen, die
sich mit politischen Themen beschäftigt, sich dafür organisieren will und auf
gemachte Erfahrungen ab 2007 zurückgreifen kann.

Doch sind viele dieser Jugendlichen nicht mehr in den Schulen,  sondern
bereits in Ausbildung oder Betrieb. Auch hat sich eine neue Schicht von
Jugendlichen  entwickelt,  die  zunehmend  von  Prekarisierung,
Perspektivlosigkeit und steigender Konkurrenz – direkt in der Bildung oder
am Arbeitsmarkt – betroffen ist. Während im Rest Europas die Jugend von
Sparmaßnahmen  betroffen  ist,  die  von  Berlin  aus  geplant  werden,  sind
Jugendliche in Deutschland vor allem durch antisoziale Gesetze bei Hartz IV,
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durch Leiharbeit  oder  durch soziale  Selektion an den Schulen betroffen.
Deshalb  braucht  die  Jugend  in  Ländern  wie  Spanien  oder  Griechenland
unsere Solidarität, gleichzeitig ist ihr Kampf motivierend und ein Vorbild für
die deutsche Jugend.

Zusammen  kämpfen,  gemeinsam
streiken – in diesem Sinne müssen
die Initaitiven und Organsationen
der linken und Arbeiterjugend für
breite  Proteste  zusammengeführt
werden.

Eine neue Bewegung muss sich an diesen Umständen orientieren, um die
bereits  politisierten  Jugendlichen  erneut  zu  gewinnen  und  neuen
Generationen  eine  Perspektive  anzubieten.  Dafür  braucht  es  eine  breite
Aktionseinheit  der  linken  Organisationen,  Schüler,  Studierenden-  und
Auszubildendenvertretungen und ihrer Initiativen. Außerdem sollte sich eine
neue Bewegung von Anfang auf lokale, unabhängige Aktionskomitees und
Bündnisse  der  Aktivisten  stützen,  diese  aktiv  aufbauen  und  sie  auf
bundesweiter  Ebene  zusammenzubringen.  Denn  es  geht  nicht  nur  um
verständliche Slogans, die von einer breiten Masse getragen werden können.
Die  Bildungsproteste  in  Quebec  und  Großbritannien,  die  Generalstreiks
Spanien und Frankreich haben gezeigt, dass es eine starke Organisation aller
braucht: eine unbürokratische, aus der Bewegung gewachsene Schüler- und
Studentengewerkschaft.

Die stärker werdende Krise in Europa wird diese Tendenzen noch vertiefen.
Die  Notwendigkeit  einer  Jugendbewegung  in  Deutschland  wird  sich
zuspitzen. Die gesellschaftliche Diskussion zur kommenden Bundestagswahl
ist unsere Chance, die dringenden Fragen der Jugend nach Bildung, sicheren
Arbeitsplätzen  und  ihrer  Rolle  in  der  Gesellschaft  erneut  auf  die
Tagesordnung zu setzen. Wir dürfen die Antworten darauf nicht den jetzigen
Regierenden überlassen, sondern sollten mit Protesten für unsere eigenen
Positionen und Forderungen mobilisieren.

http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2012/08/Bildungsstreik2.png


Die  Bildungsstreikkonferenz  fordert  daher  ihre  Teilnehmer,
Jugendgewerkschaften,  linke  Organisationen  und  Parteien,  sowie  die
Initiativen  und  Vertretungen  der  Schüler,  Studierenden  und  arbeitenden
Jugendlichen auf:

Eine  breite  bundesweite  Aktionskonferenz  im  Frühling  für  die
Planung von Massenprotesten vor den Bundestagswahlen im Sommer
zu organisieren.
Aktionskomitees aufzubauen und mit existierenden Strukturen unter
den oben genannten Themen der Bewegung zusammenzuführen.
Gemeinsame Jugendblöcke und Aktionen im Rahmen existierender
Kampagnen  (z.B.Aktion  Übernahme,  Solidaritätsproteste  mit
Südeuropa, Kämpfe gegen Sozialabbau und Krise) zu organisieren,
um die Idee einer neuen Jugendbewegung aufleben zu lassen.

Resolution  für  die  Konferenz  der  Bildungsstreikakitivisten,
REVOLUTION-Deutschland


